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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 154/09 B 
 
L 2 U 214/05 (Sächsisches LSG) 
S 8 U 309/03 (SG Chemnitz) 
 
 
 
……………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Eisenbahn-Unfallkasse, 
Rödelheimer Straße 49, 60487 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………. 
  
  
  
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Juli 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  B e c k e r    

und   M u t s c h l e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Sächsischen Landessozialgerichts vom 23. April 2009 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen 

Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) ist unzulässig. Die Beklagte hat zur Begründung 

der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) keinen 

Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, 

Abweichung <Divergenz>, Verfahrensmangel) schlüssig dargelegt oder bezeichnet.  

 

Die Beklagte rügt in ihrer Beschwerdebegründung einen wesentlichen Mangel des Verfahrens. 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend 

gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines 

bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf 

eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Beklagte macht geltend, das LSG sei ihrem in der letzten mündlichen Verhandlung 

gestellten Beweisantrag, eine weitere Begutachtung auf psychiatrischem Fachgebiet mit 

umfassender psychologischer Zusatzbegutachtung zu veranlassen, die auch unter Anwendung 

spezieller Methodik Aggravation und Simulation ausgeschlossen hätte, ohne ausreichende 

Begründung nicht gefolgt. Mit ihrem Vorbringen hat sie jedoch einen Verfahrensfehler iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG iVm § 103 SGG nicht schlüssig dargelegt. Ohne hinreichende 

Begründung iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG bedeutet, dass die Revision zuzulassen ist, wenn 

das LSG sich hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 

1500 § 160 Nr 5). Zur Begründung eines solchen Verfahrensfehlers ist die schlüssige 

Darlegung des Beschwerdeführers erforderlich, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden 

Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen 

Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind und damit zu einer weiteren Aufklärung des 

Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden hat (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 

mwN).  

 

An der Darlegung und Formulierung solcher konkreten Beweisthemen mangelt es jedoch. Der 

Beweisantrag der Beklagten zielt nur auf die Einholung eines weiteren Gutachtens ab. Im 

Übrigen ist zu beachten, dass das Gericht in der Würdigung der Sachverständigengutachten 

grundsätzlich frei ist (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) und zur Freiheit der Beweiswürdigung auch die 

Entscheidung über den Umfang und die Art der Ermittlungen gehört. Bei einander wider-

sprechenden Gutachten ist das Gericht nicht stets verpflichtet, ein weiteres Gutachten einzu-

holen (vgl Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl, 2005, § 128 RdNr 7e). Eine solche 

verfahrensrechtliche Pflicht besteht nur dann, wenn die vorliegenden Gutachten schwere 
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Mängel aufweisen, in sich widersprüchlich sind, von unzutreffenden Voraussetzungen 

ausgehen oder Zweifel an der Sachkunde oder Sachlichkeit des Sachverständigen erwecken 

(BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, 

RdNr 205, 225). Dieses hat die Beklagte in ihrer Beschwerdebegründung jedoch nicht 

aufgezeigt.  

 

Soweit die Beklagte sich abschließend noch auf die Revisionszulassungsgründe der Divergenz 

und der grundsätzlichen Bedeutung bezieht, mangelt es an jeglichen weiteren Ausführungen, 

die geeignet sind, zu einer Zulassung der Revision zu führen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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